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A N N E X E

Le Président de la République tchécoslovaque, E. Bénès, 
au Président de la Confédération, J. Baumann

Copie
Radiogramme N° 6772 Prague, 30 Septembre 1938, 12 h. 50

R e ç u :14 h. 583

Je remercie bien cordialement Votre Excellence de l’aimable message par lequel Elle a bien 
voulu, au nom du Conseil fédéral suisse4, former les vœux pour qu ’une solution amiable soit 
trouvée au différend entre l’Allemagne et la Tchécoslovaquie. Le Gouvernement tchécoslovaque 
et moi-même avons reçu avec reconnaissance cette voix de la nation suisse dans ces jours graves et 
nous nous rendons pleinement compte de l’immense portée qu ’un conflit armé pourrait avoir pour 
toutes les autres nations de l’Europe et pour la paix du monde. Je vous assure que le Gouvernement 
tchécoslovaque, fidèle à sa politique de paix dont il a donné tant de preuves, a apporté les plus 
grands sacrifices et manifeste sa sincère volonté de négocier pour aboutir à la solution que la 
nation tchécoslovaque puisse accepter dignement sans mettre en danger son avenir. J ’aime à croire 
que nos efforts honnêtes de conciliation seront reconnus et approuvés par tous les facteurs [sic] 
dans les mains desquels repose la paix et que la paix peut être sauvegardée par le respect des prin­
cipes de justice.

3. Remis par Baumann au Département politique le 1er octobre 1938. Le radiogramme ori­
ginal reçu étant dépourvu d ’accentuation, le choix des accents a été fa it par le transcripteur.
4. Cf. note 1.
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E 2001 (D) 2/114

Le Chef de la Division de la Police du Département de 
Justice et Police, H. Rothmund, 

et le Conseiller de Légation à la Légation de Suisse à Berlin, F. Rappeler, 
au Président de la Confédération, J. Baumann1

Copie Bern, 1. Oktober 1938

B E R I C H T  Ü B E R  DI E  B E R L I N E R - V E R H A N D L U N G E N  
VO M  27.  BIS 29.  S E P T E M B E R  1938

Wir beehren uns, Ihnen im Folgenden Bericht zu erstatten über die Verhand­
lungen mit Deutschland zum Zwecke der gegenseitigen Verständigung über die 
Kontrolle der Einreise deutscher Emigranten nach der Schweiz.

Der Verhandlungen wurden geführt auf schweizerischer Seite durch Herrn

1. Ce document se trouve aussi dans E 4300 (B) 1969/78/1.
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Dr. Rothmund, Chef der Polizeiabteilung im eidgenössischen Justiz- und Poli­
zeidepartement, und Herrn Legationsrat Dr. Kappeler von der Schweizeri­
schen Gesandtschaft in Berlin; auf deutscher Seite von Herrn Ministerialdiri­
gent Dr. Best von der Geheimen Staatspolizei als Vorsitzendem, sowie den 
Herren Ministerialrat Dr. Krause und Dr. Kröning vom Innenministerium und 
Geheimrat Rödiger vom Aussenministerium. Sie fanden statt im Innenministe­
rium, an der Albrechtstrasse, vom 27. bis zum 29. September 1938.

Von allem Anfang an fand eine offene, freundschaftliche Aussprache statt, 
an der zunächst der Erstunterzeichnete die Notwendigkeit einer lückenlosen 
Kontrolle der deutschen Nichtarier vor ihrem Erscheinen an der Schweizer­
grenze als unerlässlich bezeichnete und begründete. Er legte dar, wie die eidge­
nössische Fremdenpolizei seit bald 20 Jahren gegen die Überfremdung durch 
die Zureise neuer Ausländer kämpft, besonders gegen schwer oder nicht assi­
milierbare Ausländer, wozu vor allem die Juden gehören; ferner in welche 
Lage sie gekommen ist durch die unkontrollierte Zureise mittelloser Emigran­
ten aus Österreich, deren Zahl heute ungefähr 2300 beträgt. Die Kontrolle kann 
sich nicht nur auf die deutschen Juden erstrecken, die direkt aus dem Reichsge­
biet in die Schweiz einreisen wollen. Sie muss ausgedehnt werden auf die bereits 
in ändern Ländern, ganz besonders in Italien sich Aufhaltenden und auf sol­
che, die sich künftig von Deutschland aus zunächst in ein anderes Land bege­
ben und von dort nach der Schweiz kommen wollen.

Auf deutscher Seite bestand von Anfang an das Bestreben, uns soweit wie 
möglich entgegenzukommen, da man um jeden Preis die Wiedereinführung des 
Visumszwangs für alle Inhaber deutscher Pässe vermeiden wollte, eine Mass­
nahme, die vom Erstunterzeichneten als nach der derzeitigen Lage notwendig 
bezeichnet wurde. Im Laufe der Verhandlungen zeigte es sich, dass Deutsch­
land die bisherige Politik den Juden gegenüber in zwei Punkten ändern will. 
Einmal benötigt die deutsche Regierung zur Durchführung ihrer Gesetze und 
Verordnungen gegenüber den durch die Nürnburger Gesetze als Nichtarier 
bezeichneten Deutschen im In- und im Ausland einen Ausweis, der den Nicht­
arier ausdrücklich bezeichnet. Für das Inland ist dazu die für Nichtarier obliga­
torische Kennkarte (wie in Belgien und Frankreich die Carte d ’identité) vorge­
sehen, für die deutschen Konsulate im Ausland der Pass. Es sollen deshalb 
sämtliche in Deutschland ausgegebenen, für Reise ins Ausland bestimmten 
Pässe auf der ersten Seite links oben ein Kennzeichen für Juden enthalten in 
Form eines Kreises mit zwei Centimeter Durchmesser, in den ein J eingetragen 
wird. Die bisher nur für das Inland ausgestellten Pässe fallen dahin, sobald die 
Ausstellung der Kennkarte durchgeführt sein wird. Das gleiche Kennzeichen 
muss von den deutschen Konsulaten im Ausland in die von ihnen ausgegebenen 
Pässe eingetragen werden. Zum ändern wurde von der deutschen Delegation 
erklärt, deutsche Nichtarier würden künftig nur noch den Pass erhalten, wenn 
sie nachweisen könnten, dass sie die Übersiedlungsbewilligung eines ändern 
Staates besitzen. Dazu wurde beigefügt, dass Deutschland ein Interesse habe 
daran, dass die auswandernden Juden sich in möglichst entfernten Ländern 
ansiedeln, auf keinen Fall in seinen Nachbarstaaten. Es würden jedoch auch 
Pässe ausgegeben zur vorübergehenden Aus- und Wiedereinreise, wenn glaub­
haft gemacht werden könne, dass diese Reise zur Vorbereitung der endgültigen
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Auswanderung notwendig sei. Inhaber solcher Pässe müssten aber nach einer 
gewissen Zeit wieder zurückkehren.

Diese zwei neuen Richtlinien, denen ein deutsches Interesse zugrunde liegt, 
erlaubten der schweizerischen Delegation, die Diskussion auf der Basis des 
Verzichtes auf die allgemeine W iedereinführung des Sichtvermerkzwangs wei­
terzuführen. Wichtig war nur zu erreichen, dass sobald wie möglich der heutige 
Zustand aus der Welt geschafft werden kann, wo die schweizerischen Pass­
kontrollorgane an der Grenze prüfen müssen, ob der Inhaber eines deutschen 
Passes Arier oder Nichtarier sei. Diese Prüfung ist schon an der schweizerisch­
deutschen Grenze, wo die Beamten einen gewissen Blick haben für die U nter­
scheidung, nach den gemachten Erfahrungen ausserordentlich schwierig. An 
der Südgrenze, wo die Einreisekontrolle wegen der grossen Zahl deutscher, seit 
1933 nach Italien ausgewanderter Emigranten und wegen der italienischen 
Massnahmen zu ihrer Entfernung sehr wichtig ist, hat die Ausscheidung so 
ziemlich versagt. Wir müssen deshalb damit rechnen, dass täglich noch zahlrei­
che deutsche Juden aus Italien zureisen. Es wurde deshalb der deutschen Dele­
gation beantragt, nach einem Mittel zu suchen, um die bereits ausgegebenen 
deutschen Pässe der im Ausland, namentlich in Italien sich aufhaltenden deut­
schen Nichtarier ebenfalls so rasch wie möglich mit dem genannten Kennzei­
chen zu versehen. Die deutsche Delegation erklärte, im Ausland seien die Pässe 
an Juden jeweils regelmässig für höchstens 6 M onate ausgestellt worden; 
sobald sie verlängert werden müssten, würde selbstverständlich das Kennzei­
chen eingetragen. Wenn ein deutscher Nichtarier ohne dieses Kennzeichen bei 
einem schweizerischen Konsulat um die Einreise nach der Schweiz nachsuche, 
so könne dieses ihn zum deutschen Konsulat verweisen, zur Anbringung des 
Kennzeichens. Um die unkontrollierte Einreise deutscher Nichtarier wenig­
stens an der schweizerisch-deutschen Grenze auch während der Übergangszeit 
tunlichst zu verhüten, ersuchte die schweizerische Delegation, die deutschen 
Grenzorgane möchten die Weisung erhalten, solche deutsche Staatsangehörige 
an der Ausreise nach der Schweiz zu verhindern, wenn sie ohne die Bewilligung 
eines schweizerischen Konsulates an die Grenze kommen. Dies wurde deut­
scherseits zugestanden.

Die schweizerische Delegation erklärte bis zum Schluss der Verhandlungen, 
dass sie grosse Zweifel hege darin, dass eine Abmachung unter Verzicht der 
W iedereinführung des allgemeinen Visumszwangs der schweizerischen Frem ­
denpolizei ein genügendes Mittel zur Kontrolle an die H and geben würde. Sie 
fügte bei, dass der Visumszwang unentbehrlich würde, wenn der Versuch mit 
einem ändern Mittel scheitern sollte. Für diesen Fall betonte der E rstunter­
zeichnete sehr energisch, ein Abkommen, gemäss welchem deutscherseits ein 
Unterschied gemacht würde zwischen einem schweizerischen Arier und einem 
schweizerischen Nichtarier wäre untragbar. Die deutsche Delegation wurde 
mehrfach, besonders aber in diesem Stadium der Verhandlungen, ausdrücklich 
darauf aufmerksam gemacht, dass die Schweiz nicht nur einen solchen U nter­
schied nicht kennt und nicht zulassen kann, sondern den schweizerischen 
Juden auch sonst als vollen Schweizerbürger behandelt und dass wir den A nti­
semitismus nicht nötig haben und ihn auch nicht aufkommen lassen. Herr 
Geheimrat Rödiger bemerkte dazu, dass Deutschland auf die Reziprozität
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nicht verzichten könnte, wenn wir gegebenenfalls vor der Visumserteilung von 
allen Deutschen den Ariernachweis verlangen würden. Dem wurde entgegenge­
halten, dass wir uns mit einer internen Weisung an die Konsulate begnügen 
könnten, wonach im Zweifelsfall irgend ein Ausweis genügen würde, von dem 
wir wissen, dass er Juden nicht ausgestellt wird, z. B. das Parteibuch der natio­
nalsozialistischen Partei, eine Mitgliedkarte der Deutschen Arbeitsfront usw. 
Es wurde allerdings von deutscher Seite hervorgehoben, dass der deutsche 
Arier heute auf nichts so sauer reagiere, als wenn er gefragt werde, ob er Jude 
sei. Mit diesem Gespräch wollte die schweizerische Delegation vorsorglich 
darauf hinwirken, dass für den Fall der allgemeinen W iedereinführung des 
Visumszwangs von deutscher Seite davon abgesehen werde, einen Unterschied 
zu machen zwischen einem schweizerischen Arier und einem schweizerischen 
Nichtarier.

Das führte uns zu den Massnahmen, die schweizerischerseits zu ergreifen 
sind, um eine Einreisekontrolle ohne W iedereinführung des Visumszwangs ein­
zurichten. Wir erinnerten uns gemeinsam an die Besprechungen, die zwischen 
Herrn Ministerialrat Krause und dem Erstunterzeichneten im Dezember 1925 
in Bern zur Vereinbarung über die Aufhebung des Visumszwangs geführt hat­
ten. Damals war das Fallenlassen des Visums für diejenigen, die zum Zwecke 
des Stellenantritts einreisen wollten, noch als verfrüht betrachtet worden. Man 
hatte sich damit beholfen, dass an die Stelle des Visums eine vor der Einreise 
durch das schweizerische Konsulat in den Pass einzutragende «Zusicherung der 
Bewilligung zum Stellenantritt» treten sollte. In ähnlicher Weise haben wir in 
Berlin den Weg gefunden, dass für deutsche Nichtarier die Einreise in die 
Schweiz künftig nur gestattet werden soll, wenn die zuständige schweizerische 
Vertretung in den Pass eine «Zusicherung der Bewilligung zum Aufenthalt in 
der Schweiz oder zur Durchreise durch die Schweiz» eingetragen hat. Diese 
Lösung kann uns die Ankündigung der neuen Massnahme, die selbstverständ­
lich in allen Ländern durch die Presse erfolgen muss, erleichtern, da nicht von 
der Wiedereinführung des Visums ausschliesslich für die deutschen Juden, 
sondern harmloser von der genannten «Zusicherung» gesprochen werden 
kann. Die deutsche Delegation erklärte trotz aller von uns geltend gemachten 
Bedenken, dass es ihr nicht möglich sei, eine Vereinbarung abzuschliessen, 
ohne dass dem Gedanken der Reziprozität Ausdruck gegeben werde. Wenn sie 
auch mit uns der Auffassung sei, dass deutscherseits kein Anlass bestehe, die 
schweizerischen Juden bei der Einreise einer besonderen Kontrolle zu unter­
werfen, so könne dies doch der Fall sein einem ändern Staate gegenüber, in 
dem die Zahl der Juden sehr gross sei. Sie gab diesem Gedanken in folgender 
Fassung Ausdruck: «Die Deutsche Regierung behält sich vor, nach Benehmen 
mit der Schweizerischen Regierung auch von Juden schweizerischer Staats­
angehörigkeit die Einholung einer «Zusicherung der Bewilligung zum A ufent­
halt im Reichsgebiet oder zur Durchreise durch das Reichsgebiet» zu fordern, 
falls sich hierfür nach deutscher Auffassung etwa die Notwendigkeit ergeben 
sollte». Nachdem das Benehmen mit der schweizerischen Regierung vorge­
sehen ist, wir also gegebenenfalls unsere Zustimmung verweigern und die Kon­
sequenzen daraus ziehen könnten, und nachdem zudem von der deutschen 
Delegation erklärt worden ist, es bestehe deutscherseits kein Grund für eine soi-
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che Massnahme, hat die schweizerische Delegation letzten Endes auch diesem 
Punkt zugestimmt.

Eine längere Diskussion entspann sich über die Frage der Kündigungsfrist 
des Abkommens über die Visumsaufhebung für den Fall, dass der mit der 
neuen Vereinbarung zu machende Versuch sich als ungenügend erweisen sollte. 
Es musste festgestellt werden, dass die Schweiz die am 31. August erfolgte 
Kündigung2 des Abkommens zurücknimmt. Wir wollten aber nicht wieder 
vor einer einmonatigen Kündigungsfrist stehen, wenn sich die neue Verein­
barung als ungenügend erweisen sollte. So einigte man sich auf folgende Fas­
sung: «Falls die oben vorgesehene Regelung nicht zu befriedigenden Ergebnis­
sen führen sollte, werden die beiden Regierungen erneut, insbesondere wegen 
der Bestimmung des Zeitpunktes für die etwa notwendige Einführung des all­
gemeinen Sichtvermerkszwanges, in Verbindung treten».

Das Ergebnis der Besprechungen wurde in der beiliegenden, von den Betei­
ligten unterschriebenen Niederschrift festgelegt3. Sobald diese Niederschrift 
vom Bundesrat genehmigt4 sein wird, wird die deutsche Regierung die darin 
vorgesehenen deutschen Massnahmen verfügen.

Sch lussbemerkungen
Es brauchte für den Erstunterzeichneten Überwindung, dem Ergebnis der 

Besprechungen zuzustimmen, da es eine sofortige lückenlose Kontrolle über 
die Einreise deutscher Emigranten vor deren Eintreffen an der schweizerischen 
Grenze nicht bringt. Nachdem er aber aus den Besprechungen entnehmen zu 
glauben durfte, dass es den deutschen Behörden wirklich ernst ist mit der 
Ergreifung und restlosen Durchführung der vorgesehenen Massnahmen, nach­
dem deutscherseits auch erklärt wurde, dass die bereits in den Händen deut­
scher Nichtarier sich befindenden deutschen Pässe in absehbarer Zeit sämtliche 
abgelaufen sein werden, sodass sie im Zeitpunkt der Verlängerung mit dem 
Judenzeichen versehen werden können, nachdem er ferner wusste, dass der 
Bundesrat der allgemeinen Wiedereinführung des Visumszwangs auf dem 
deutschen Pass nicht geneigt war und dessen Erzwingung in Berlin böses Blut 
gemacht hätte, glaubte er den Versuch wagen zu können. Es darf ja  angenom­
men werden, dass nach der Verkündung der neu zu treffenden Massnahme 
über die Einholung der «Zusicherung der Bewilligung zum Aufenthalt in der 
Schweiz oder zur Durchreise durch die Schweiz» die Zahl der ohne diese und 
ohne das Judenzeichen im Pass an der schweizerischen Grenze erscheinenden 
deutschen Nichtarier gegenüber dem heutigen Zustand ganz erheblich abneh­
men dürfte. Auch wird die Fremdenpolizei diejenigen, denen es noch gelingen 
wird, ohne die «Zusicherung» die schweizerische Grenze zu überschreiten, 
wegweisen können. Allerdings müssen diejenigen, die aus Italien nach der 
Schweiz kommen, dann nach Deutschland zurückgeschickt werden, da die sehr 
gut ausgebaute italienische Kontrolle eine Zurückweisung nach Italien nicht 
ermöglicht. Die Unterschrift wurde auch erleichtert durch die offene, von

2 . Cf. N ° 369.
3 . Reproduit en annexe.
4. Cf. N ° 416.
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freundschaftlichem Geiste getragene Art der gegenseitigen Aussprache. H of­
fen wir, dass es der deutschen Regierung gelingen werde, die ausführenden 
Organe zur strikten Durchführung der übernommenen Verpflichtungen zu ver­
anlassen.

Der Erstunterzeichnete hat in seinen früheren Berichten an Sie über die Kon­
trolle der Einreise von Flüchtlingen aus Deutschland seine Bedenken über eine 
nur gegen die Juden gerichtete Massnahme mehrfach geäussert. Der vorlie­
gende Bericht befasst sich nur mit der technischen Seite der Kontrolle. Der 
Bundesrat wird darüber befinden müssen, ob ihm die genannten Bedenken die 
Zustimmung zu der in Berlin vorgesehenen Massnahme gestatten.

A N N E X E

Accord germano-suisse réglant les conditions d ’entrée en Suisse 
des Juifs ressortissants du Reich

Copie
Vertraulich. Intern. Berlin, 29. September 1938

Auf Grund der Besprechungen, die in der Zeit vom 27. bis zum 29. September 1938 zwischen 
Vertretern der Deutschen und der Schweizerischen Regierung in Berlin stattgefunden haben, ist zur 
Regelung der Frage der Einreise von reichsangehörigen Juden in die Schweiz folgendes in Aussicht 
genommen worden:

1. Die Deutsche Regierung wird dafür Sorge tragen, dass alle diejenigen Pässe von reichsange­
hörigen Juden (§ 5 der Ersten Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 14. November 1935 -  
RGB1.I S. 1333), die zur Ausreise in das Ausland oder für den Aufenthalt im Ausland bestimmt 
sind, möglichst beschleunigt mit einem M erkm al5 versehen werden, das den Inhaber als Juden 
kennzeichnet.

2. Die Schweizerische Regierung wird reichsangehörigen Juden, deren Pass mit dem in Nr. 1 
erwähnten Merkmal versehen ist oder nach den deutschen Bestimmungen versehen sein muss, die 
Einreise in die Schweiz gestatten, wenn die zuständige schweizerische Vertretung in den Pass eine 
«Zusicherung der Bewilligung zum Aufenthalt in der Schweiz oder zur Durchreise durch die 
Schweiz» eingetragen hat.

3. Die in Betracht kommenden deutschen Dienststellen, die an der deutsch-schweizerischen 
Grenze mit der Passnachschau und Grenzüberwachung betraut sind, werden angewiesen werden, 
an der Ausreise nach der Schweiz reichsangehörige Juden zu hindern, deren Pass die «Zusicherung

5. Il s ’agissait d ’un J. Dans sa directive N ° 215, du 4 octobre 1938, aux postes frontières 
suisses, R othm und donnait les précisions suivantes: Die deutschen Passtellen im In- und im 
Ausland werden künftig alle an deutsche Juden auszustellenden Pässe a u f der ersten Seite links 
oben m it einem Kreis von 2 cm Durchmesser versehen, in den ein J  eingetragen sein wird. Wer 
mit einem solchen deutschen Pass an die Grenze kommt, ist an das für seinen W ohnort zustän­
dige schweizerische Konsulat zurückzuweisen, sofern der Pass nicht mit der genannten «Zusi­
cherung» versehen ist (E 4300 (B) 3/2).

Un rapport du 11 novembre 1938 de la Centrale fédérale des Imprimés et du Matériel sur un 
test de résistance du J  dans un passeport allemand spécifiquement acquis dans ce but à la 
demande de R othm und  donne des indications sur la couleur du J: Das Auswaschen des mittelst 
roter Stempelfarbe aufgedruckten « J » ist uns nicht vollständig gelungen. Ohne Schwierigkeiten 
wird man die zurückgebliebenen Spuren erkennen.

Dans cet exemple, le cercle mentionné par Rothm und ne figure pas et le J  mesure 3 cm.
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der Bewilligung zum Aufenthalt in der Schweiz oder zur Durchreise durch die Schweiz» nicht 
enthält.

Die Deutsche Regierung behält sich vor, nach Benehmen mit der Schweizerischen Regierung 
auch von Juden schweizerischer Staatsangehörigkeit die Einholung einer «Zusicherung der Bewil­
ligung zum Aufenthalt im Reichsgebiet oder zur Durchreise durch das Reichsgebiet» zu fordern, 
falls sich hierfür nach deutscher Auffassung etwa die Notwendigkeit ergeben sollte.

Die Schweizerische Regierung nimmt die Kündigung der deutsch-schweizerischen Vereinbarung 
über die gegenseitige Aufhebung des Sichtvermerkszwanges vom 9. Januar 19266 zurück.

Falls die oben vorgesehene Regelung nicht zu befriedigenden Ergebnissen führen sollte, werden 
die beiden Regierungen erneut, insbesondere wegen der Bestimmung des Zeitpunktes für die etwa 
notwendige Einführung des allgemeinen Sichtvermerkszwanges in Verbindung treten.

Heinrich Rothm und Dr. Best
F. Kappeler Krause

Kröning 
G. Rödiger

6. Cf. 1004.1 1/298, N° 37.

415
E 2001 (D) 1/20

Le Chef de la Division des Affaires étrangères 
du Département politique, P. Bonna, 

aux Légations et Consulats généraux de Suisse1

Copie
Cire. OB Berne, 3 octobre 1938

La question si im portante du secret des communications entre notre Dépar­
tement et nos Légations à l’étranger, qui a été incidemment abordée à la Confé­
rence des Ministres de 1937, n ’a pas cessé de nous préoccuper. Nous nous pro­
posions de reprendre plus à fond ce sujet à la Conférence du 2 septembre 1938, 
mais il a dû céder le pas à des questions plus urgentes. Aussi nous décidons- 
nous à vous communiquer ci-après les notes préparées à cet effet. Peut-être 
vous suggéreront-elles certaines précautions à prendre ou quelque utile conseil 
que nous serions heureux de recevoir.

A. Courrier postal
Il n ’y a malheureusement aucun doute que les plis confiés à la poste n ’ont 

plus, dans les conjonctures actuelles, de sécurité véritable et sont, dans un très 
grand nombre de pays, exposés aux manipulations de la police politique.

1. Ce document a été adressé aux Légations et Consulats généraux de Suisse à: A nkara, Berlin, 
Bruxelles, Bucarest, Budapest, La Haye, Londres, Barcelone, Paris, Prague, Rome, Stock­
holm, Varsovie, Tokio, W ashington, Rio de Janeiro, Buenos-Aires, Athènes, Belgrade, Le 
Caire, Lisbonne, Sofia, Téhéran, Shanghaï, M ontréal, Caracas, Dublin.
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